Deutscher Bundestag 
4, Wahlperiode 


Drucksache IV/ 248 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Geld- und Sachbezüge und 
die Heilfürsorge der Soldaten, die auf Grund der 
Wehrpflicht Wehrdienst leisten (Wehrsoldgesetz — 
WSG) in der Fassung vom 22. August 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1611) wird wie folgt geändert: 


§ 8 erhält folgende Fassung: 


§ 8 


Entlassungsgeld 

(1) Der Soldat erhält bei der Entlassung nach Ab- 
leistung eines ununterbrochenen Grundwehrdienstes 
von mindestens sechs Monaten oder einer unmittel- 
bar anschließenden Wehrübung ein Entlassungsgeld. 

(2) Das Entlassungsgeld beträgt nach 

sechsmonatigem Wehrdienst 45 Deutsche Mark, 

zwölfmonatigem Wehrdienst 90 Deutsche Mark, 

achtzehnmonatigem Wehr- 
dienst 

für den Grenadier 225 Deutsche Mark, 


für den Gefreiten, Ober- 
gefreiten und Hauptge- 
freiten 275 Deutsche Mark, 

für den Unteroffizier 300 Deutsche Mark. 


(3) Haben Familienangehörige des Soldaten all- 
gemeine Leistungen nach § 5 des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes erhalten, so beträgt das Entlassungs- 
geld nach 

sechsmonatigem Wehrdienst 75 Deutsche Mark, 
zwölfmonatigem Wehrdienst 150 Deutsche Mark, 


achtzehnmonatigem Wehr- 
dienst 

für den Grenadier 350 Deutsche Mark, 

für den Gefreiten, Ober- 
gefreiten und Hauptge- 
freiten 400 Deutsche Mark, 

für den Unteroffizier 450 Deutsche Mark. 

(4) Wird ein Soldat vor Ablauf von sechs, zwölf 
oder achtzehn Monaten Wehrdienst wegen Dienst- 
unfähigkeit, die er nicht vorsätzlich verursacht hat, 
vorzeitig entlassen, so erhält er als Entlassungsgeld 
den Betrag, der für die Entlassung nach sechs, zwölf 
oder achtzehn Monaten Wehrdienst jeweils vorge- 
sehen ist. Entsprechendes gilt, wenn ein Soldat ge- 
mäß § 29 Abs. 4 Nr. 1 des Wehrpflichtgesetzes nach 
Ablauf von sechzehn Monaten Grundwehrdienst 
vorzeitig entlassen wird." 


Artikel II 

Artikel II § 2 des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Wehrpflichtgesetzes vom . . . (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .) erhält folgende Fassung: 

„§ 2 

Ubergangsvorschrift 

(1) Ein Soldat, dessen Grundwehrdienst durch 
Artikel I § 2 Abs. 1 des Zweiten Gesetzes zur Än- 
derung des Wehrpflichtgesetzes verlängert worden 
ist, erhält bei der Entlassung nach einem flinfzehn- 
monatigen ununterbrochenen Grundwehrdienst 

als Grenadier 

ein Entlassungsgeld von 150 Deutsche Mark, 

als Gefreiter oder mit einem 

höheren Dienstgrad 

ein Entlassungsgeld von 200 Deutsche Mark. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/ 248 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


(2) Haben Familienangehörige des Soldaten all- 
gemeine Leistungen nach § 5 des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes erhalten, beträgt das Entlassungsgeld 

für den Grenadier 200 Deutsche Mark, 

für den Gefreiten und 

höhere Dienstgrade 250 Deutsche Mark. 

(3) Die Beträge nach Absatz 1 oder 2 werden 
auch gewährt, wenn der Soldat nach Ablauf von 
mehr als zwölf Monaten Grundwehrdienst wegen 


Dienstunfähigkeit, die er nicht vorsätzlich verur- 
sacht hat, vorzeitig entlassen wird. Entsprechendes 
gilt, wenn ein Soldat gemäß § 29 Abs. 4 Nr. 1 des 
Wehrpflichtgesetzes nach Ablauf von vierzehn Mo- 
naten Grundwehrdienst vorzeitig entlassen wird. 


Artikel III 

Das Gesetz tritt am 1. April 1962 in Kraft. 


Bonn, den 14. März 1962 


Dr. von Brentano und Fraktion 
Döring (Düsseldorf) und Fraktion 


überwiesen in der 20. Plenarsitzung am 15. März 1962 an den Ausschuß iür Verteidigung (5. Ausschuß) 
federführend , den Ausschuß für Inneres (6. Ausschuß) mitberatend und gemäß § 96 GO an den Haus- 
haltsausschuß (13. Ausschuß) 



